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Der löbl . Magistrat wolle vom Jänner 1873 ab jene armen Bürgerskinder , welche

eine Aushilfe , Handbetheilung oder Versorgung ansuchen , ferner jene armen Bürger und

Bürgerinnen , welche um eine Aushilfe bitten und schließlich jene Bürgerswaisen , für welche
um eine Waisenpfründe , ein Kostgeld oder um Aufnahme in ' s Waisenhaus eingeschrüten wird,

an die Bürgerspital -Wirthschafts - Kommission zur Amtshandlung im eigenen Wirkungskreise

weisen . . ,
Ferner muß die Wirthschafts -Kommission noch beifügen , daß sie die zur Amtshandlung

erhaltenen vorbezeichneten Gesuche nur insolange und insoweit berücksichtigen könne , als die
hiezu präliminirten Mittel ausreichen , jedes weitere Erforderniß , aber insbesonders auch die

Auslagen für ärztliche Hilfe , Medikamente , Bandagen , Bäder u . A . wie bisher zur Bedeckung
rücksichtlich aller Bürger und Bürgerkiuder dem allg . Versorgungssonde überlassen müsse.

Schließlich gibt sich die Wirthschafts -Kommission die Ehre , mitzutheilen , daß die Pfründner

im Bürger -Versorgungshause vom Jänner 1873 ab eine tägliche Geldportion pro Person unt
40 kr. Oe . W . erhalten und ersucht , die Verwaltungen der städtischen Versorgungshäuser an¬

zuweisen , damit selbe den in der betreffenden städtischen Anstalt befindlichen Bürgern vom
Jänner 1873 ab eine solche Zulage pro Tag erfolgen , welche ihre Bezüge in der städtischen

Anstalt ( Geldportion und Brotrelutum zusammengerechnet ) auf 40 kr. pro Tag ergänzt.
Diese Zulage würde , z. B . wenn die Geldportion in der städtischen Anstalt pro Tag

15 kr., das Brotrelutum 10 kr. beträgt , für jeden Bürgerpfründner pro Tag 17 kr. betragen,

jedoch höher oder niedriger sein , je nachdem die Bezüge in der städtischen Anstalt varnren.

Erlaß der k. k. Finanz -Bezirks-Direkzion in Wien an das k. k. Steueramt
Schwechat vom 17 . Juli 1872 , Z . 10.234 , Mag . Z . 108 .316.

in Kirrst der bedingten persönlichen Gebichrenfreiheit der Kommune Wien hinsichtlich der
Erwerbung von Grundstücken zur Anlage des Zentratsriedhofes.

Ueber den mit Bericht vom 28 . November 1871 , Z . 1103 , vorgelegten Rekurs der

Kommune Wien gegen die h . o. Entscheidung vom 8 . April 187l , Z - 19 4̂52 , 'mmnt die
für die Zentral -Friedhofsaulage erfolgt - Erwerbung von Grundstücken bei Kaiser - Ebersdors
vom k k. Steueramte voll aufgerechnete 3V,perzentige Gebühr m eurem Gesammtbetrage

von 17 .182 sl. und nachträglich von 486 fl. 50 kr. und 114 fl . 62 kr. aufrecht er alten

wurde , hat das hohe k. k. Finanzministerium mit dem Erlasse vom 17 . Februar 8 . - ,

Z . 4180 , zufolge Eröffnung der h . k. k. Fiuanz -Landesdirekzion vom 24 . Februar 1872,
8 . 3815 , Nachstehendes bedeutet:

Der Kommune Wien kommt die persönliche Gebührensrerhert nach T . P . 75 des G.

Gesetzes hinsichtlich der Erwerbung von Grundstücken zur Anlage eines Zentral -Frredhofes

daun zu , wenn dieselbe im Sinne des § . 288 des a . b. G . als ern Gememdegut zu be-

Rücksicht auf die Bestimmung des Absatzes 4 des § . 2 des Gesetzes vom 24 . Mai

1869 , NeichSgcsetzblatt 88 , steht fest, daß dieser Zentral -Beerdlgungsplatz nach der Anmerkung 6
rnr T . P . 106 v . dem Gebühren -Aequivalente nicht unterliegt.

Wegen des offenbaren Zusammenhanges des Absatzes 4 des Z. 2 ^ ^ nann en ^ e-
setzes mit dem Absätze 3 , in welchem verschiedene Kategorien des ossentüchen Gut
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kommen , kann angenommen werden , daß auch Beerdigungßplätze dazu zu zählen sind , zumal
als im Wesentlichen auch der Begriff eines Gemeindegutes nach Z. 288 a . b. G . darauf paßt.

Der Umstand , daß der Zentralfriedhof der Gemeinde durch den Verkauf von Grabstellen
einen Ertrag abwerfen wird , schließt für sich allein die Eigenschaft eines öffentlichen Gutes nicht

aus , wie z. B . die Berechtigung einer Gemeinde von der Benützung einer öffentlichen Straße
eine Mauthgebühr einzuheben , die Eigenschaft der Straße als eines Gemeindegutes nicht be¬
seitigt . Man nimmt daher keinen Ansland , in diesem besonderen Falle die persönliche Ge¬
bührenfreiheit der Gemeinde Wien anzuerkennen.

Dagegen fehlt es an genügenden Anhaltspunkten für die Annahme , daß der Kommune

ein Eppropriationsrecht in Ansehung dieser Gründe zugestanden sei, weshalb eine Befreiung
der Verkäufer ( Veräußerer ) nicht anerkannt werden kann . Es ist übrigens selbstverständlich,
daß die Kommune Wien die Nachweisung zu liefern hat , daß die gekauften Objekte ihrer ge¬
nannten Bestimmung wirklich zugesührt werden.

Das k. k. Steueramt hat demnach , sobald die Kommune Wien die erwähnte Nach¬
weisung geliefert haben wird , die mit sämmtlichen Berichtsbeilagen zurücksolgcnden Negisterakte

mittelst eines genauen Verzeichnisses zum Behufe der Richtigstellung der erfolgten Gebühren
bemessungen auf die Hälfte der Gebühren wieder anher vorzulegen.

Kundmachung der k. k. n . ö. Statthalterei vom 16 . Juli 1872 , Z . 20 .895,
Mag . Z . 111 . 648,

l' tlrcssrnd die Entlassung des Nachmannes nach erfolgter Einreihung feines Vormannes.

Das k. k. Ministerium für Landesvertheidigung hat mit Erlaß vom 6 . d. M ., Z . n
Nachstehendes eröffnet:

Aus Anlaß der von einer Landesstelle angeregten Frage , ob ein Nachmann sofort nach
erfolgUr Stellung seines Vormannes oder erst nach der stattgefundenen tatsächlichen Ein¬

reihung zu entlassen sei, findet die Ministerial - Instanz zu bestimmen , daß die faktische Außer¬
standbringung des im Grunde des § . 33 des Wehrgesetzes zu dem Ansprüche auf die Ent¬
lassung und beziehungsweise auf Übersetzung in die Ersatzreserve berechtigten NachmanncS bei

der Truppe , erst mit dem Tage der Einreihung ( eigentlich nur formellen Instandnahme ) zu
erfolgen habe.

Ein diesbezüglicher Nachmann darf jedoch instrukzionsgemäß nicht als Ersatz für einen

Abgang herangezogen werden , welcher vom Tage seiner Stellung bis zu seiner Einreihung
(Instandnahme ) durch Sterbfall oder Entlassung entstanden ist.

Das den betreffenden Nachmännern nach Z . 33 des Wehrgesetzes durch die Stellung
ihrer Vormänner erwachsene Recht auf Entlassung , beziehungsweise auf Uebersetzung in die
Ersatzreserve , ist jedoch denselben , nach von Fall zu Fall durch die Ergänzungsbehörden erster
Instanz erfolgter Konstatirung des diesfälligen Rechtsanspruches , von der Stellungsbehörde
sofort bekannt zu geben.

Redigirt und herausgegebeu vom Magistrate . — Wien , gedruckt bei Carl Gerold 's Sohn.
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